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15. a) D er Rückforderungsanspruch, der Schwiegereltern im
16. XII. 15 Fall einer Schwiegerelternschenkung nach Scheitern der Ehe
X II ZB 516/14 gegenüber dem Schwiegerkind wegen Störung der Geschäfts­

grundlage zustehen kann, unterliegt der dreijährigen Verjäh­
rungsfrist des § 195 BGB, es sei denn, der Anspruch ist auf 
Vertragsanpassung nach einer Grundstücksschenkung gerich­
tet, für den die Verjährungsfrist nach § 196 BGB gilt.
b) Da das Scheitern der Ehe regelmäßig spätestens mit der 
Zustellung des. Scheidungsantrags zum Ausdruck kommt, 
liegt die für den Beginn der regelmäßigen Verjährungsfrist er­
forderliche Kenntnis der Schwiegereltern vom Scheitern der 
Ehe ihres Kindes jedenfalls dann vor, wenn sie von der Zustel­
lung des Scheidungsantrags Kenntnis erlangt haben oder ohne 
grobe Fahrlässigkeit hätten erlangen müssen.
c) D erBeginnderVerjährungsfristfürRückforderungsansprü-
che der Schwiegereltern war nicht bis zu r Veröffentlichung der 
Senatsentscheidung vom 3. Februar 2010 hinausgeschoben... 210

16. a) D er Insolvenzverwalter ist berechtigt, sich mit einem Ge-
17. XII. 15 sellschafter über die H öhe seiner H aftung zu vergleichen. Ein
IX  ZR 143/13- solcher Vergleich kom m t den betroffenen Gesellschaftern

auch zugute, w enn das Insolvenzverfahren aufgehoben ist.
b) Die Einziehungsbefugnis des Insolvenzvcrwalters umfasst 
sämtliche H aftungsforderungen der Gesellschaftsgläubiger, 
die ihre Forderungen im Insolvenzverfahren über das Ver­
mögen der Gesellschaft angemeldet haben, selbst wenn die 
Insolvenzforderungen vom Insolvenzverwalter oder einem 
Gläubiger bestritten und die W idersprüche nicht beseitigt 
w orden sind.
c) D er von einem Gesellschaftsgläubiger gegen die persönlich 
haftenden Gesellschafter eingeleitete Rechtsstreit wird kraft 
Gesetzes durch die Eröffnung des Insolvenzverfahrens über 
das Vermögen der Gesellschaft unterbrochen.
d) Wenn der Rechtsstreit zwischen Gesellschaftsgläubiger 
und Gesellschafter im laufenden Insolvenzverfahren nicht 
durch den Insolvenzverwalter aufgenommen wird und der 
Gesellschafter kein Versäumnisurteil gegen den Insolvenz­
verwalter erw irkt hat, kann der Gesellschaftsgläubiger den 
Prozess nach A ufhebung des Insolvenzverfahrens aufnehmen.
e) Wird der Haftungsprozess des Gesellschaftsgläubigers ge­
gen den persönlich haftenden Gesellschafter unterbrochen, 
weil das Insolvenzverfahren über das Vermögen der Gesell­
schaft eröffnet w orden ist, liegt kein Vcrfahrensstillstand in­
folge Nichtbetreibens durch die Parteien vor............................  227



17.
17. XII. 15 
IX  ZR 287/14

18.
22. XII. 15 
V IZ R  79/15

a) Eine in der kritischen Zeit geschlossene Kongruenzverein­
barung, die einen Baraustausch ermöglichen soll, kann als sol­
che nicht Gegenstand der Deckungsanfechtung sein.
b) Eine Kongruenzvereinbarung kann bis zu dem Zeitpunkt 
getroffen werden, zu dem einer der Vertragspartner nicht nur 
eine erste Leistungshandliing vorgenommen, sondern einen 
ersten Lcistungserfolg herbeigeführt hat. Werden im Rahmen 
eines Werkvertrages Baumaterialien von dem Auftragnehmer 
lediglich an die Baustelle gebracht, aber nicht eingebaut, fehlt 
es an einem ersten Leistungserfolg.
c) Die Verschlechterung der finanziellen Verhältnisse seines
Vertragspartners berechtigt den Vorleistungspflichtigen, nicht 
nu r eine schon in G ang gesetzte Leistung zu unterbrechen, 
sondern sic rückgängig zu machen, solange der Leistungser­
folg noch n icht eingetreten ist.......  ........  ...................................... 243

a) Das Erfordernis der Zustellung einer beglaubigten A b­
schrift der Klage ist durch das Zustcllungsreformgesetz nicht 
beseitigt worden.
b) Bei der durch die Geschäftsstelle veranlassten Zustellung
einer einfachen statt einer beglaubigten Abschrift der Klage­
schrift handelt es sich um eine Verletzung zwingender Zustel­
lungsvorschriften, die nach § 189 ZPO  geheilt werden kann. 255
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